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DRINGLICHE INTERPELLATION von Thomas Müller (EVP, Stäfa) und Anjuska Weil 

(FraP!, Zürich) 

 

betreffend fragwürdige Auflagen für bosnische Jugendliche in 

Ausbildung 

________________________________________________________________________ 

 

Laut Aussagen des Leiters des Sektors 2 der Abteilung Massnahmen und Vollzug der 

Fremdenpolizei gilt als Voraussetzung zur Behandlung der Gesuche um Fristerstreckung 

des Aufenthaltes der jugendlichen Bosnierinnen und Bosniern in Ausbildung, dass deren 

Eltern die Schweiz bis zum 31. Juli 1998 verlassen haben müssen. 

 

In diesem Zusammenhang stellen sich folgende Fragen, um deren Beantwortung wir den 

Regierungsrat bitten: 

1. Entspricht diese Darstellung tatsächlich der Absicht der Polizeidirektion? 

2. Falls ja, wie stellt sich der Regierungsrat dazu, dass mit diesem Vorgehen Familienmit-

glieder in schwerwiegender Weise gegeneinander ausgespielt würden? 

3. Teilt der Regierungsrat unsere Überzeugung, dass eine solche Praxis, welche Eltern und 

ihre Kinder zwangsläufig in eine existentielle Konfliktsituation drängt, eines 

Rechtsstaates unwürdig wäre? 
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Begründung: 

Die Zukunft Jugendlicher gegen jene ihrer Eltern auszuspielen, ist menschlich unhaltbar. 

Die Verfahren um Erstreckung der Ausreisefrist von Jugendlichen und ihren Familien müs-

sen unabhängig voneinander geführt werden. Auch andere Familienmitglieder können sich 

in einer Situation befinden, welche die Geltendmachung eines Härtefalles erfordern würde, 

so z.B. alleinerziehende Mütter ohne Beziehungsnetz und traumatisierte oder politisch be-

drohte Personen. 

Sollte der Kanton Zürich tatsächlich eine solche Ausreiseverpflichtung von sämtlichen 

Angehörigen der Jugendlichen in Ausbildung verlangen, käme dies der Forderung nach 



einem Verzicht auf Geltendmachung ihrer eigenen Härtefallsituation gleich, was nicht 

gebilligt werden kann. 

 


